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Amts⸗ Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 17. Marienwerder, den 23. April 1890. 
e u — —— —j—ir7—˙ÜA 2 PPP — — ˙ůↄ— ˙ u ⁵˙ — 
ur Die Nummer 10 der Gefeg- Sammlung enthält) „ 16. Mai in Löbau um 9 Uhr 
k a 2 " 17. nn Raudnitz 2 9 n” 
15 a 9373 das Geſetz über den Anſatz der Zinſen „ 19. „ „ Jablonowo es Ben 
ia 8 aus dem vormaligen Stadtbuch von Altona in „ 20. „ „ Strasburg in 
vollt undbuch übertragenen Hypotheken im Zwangs⸗ Weſtpreußen 3 
reckungsverfahren. Vom 24. März 1890. 9 Wrotzk, Kreis 
unter Nummer 11 der Geſetz⸗Sammlung enthält Brieſen „ 
n 22. 2 n Briefen n 9 n 
= 5 9374 das Geſetz, betreffend die Erweiterung „ 23. „ „ Rehden e 
5 zuadtgemeinbe und des Stadtkreiſes Altona. Vom „ 24. „ „ Culmſee EUER, 
nr arz 1890. r 0 1 
nutmachungen an z y 23. 7 n Neuenburg „ 9 " 
chung f Grund des Reichs 345 Schwe 9 


= 


1) 9 81 vom 21. Oktober 1878. | 
ur Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die 

bom ageſährlichen Beſtrebungen der Sozioldemokratie 
Ae „Ektober 1878 in Verbindung mit der Mi- 
kanntmachung vom 25. desſelben Monats 


n n 5 "n n 

Die von der Remonte⸗Ankaufs⸗Kommiſſion er: 
kauften Pferde werden zur Stelle abgenommen und 
ſofort gegen Quittung baar bezahlt. 
wird Henn ieh Pferde 2a f r ih ue Has aa 1 

: ch zu ; geſetzen den Kauf rückgängig machen, find vom Verkäufer 
die Nr. 15 der 0 n eng Sr gegen Erſtattung des Kaufpreiſes und der Unkoſten zurückzu⸗ 
mann hier erſchienenen periodischen Druckſchrift: „Thürin⸗ nehmen, ebenſo Krippenſetzer und Klophengſte, welche ſich 
Erl Volkablatt, Organ für Jedermann“, ſowie das fernere in den erſten zehn bezw. achtundzwanzig Tagen nach Ein⸗ 
gi deinen der vorgenannten Druckſchrift nach § 11 des lieferung in den Depots als ſolche erweiſen. Pferde, welche 
dernen gedachten Geſehes von Landespolizeiwegen den Verkäufern nicht eigenthümlich gehören, oder durch 

rboten worden ift. poltzeiwegen einen nicht legitimirten Bevollmächtigten der Kommiſſion 


dolſtadt, den 1 ; vorgeftellt werden, find vom Kauf ausgeſchloſſen. 
er Fürſtlich e ii Sach Die Verkäufer ſind verpflichtet, jedem verkauften 
von Holleben È Á Pferde eine neue, ſtarke rindlederne Trenſe mit ſtarkem 
Verordnungen u Gebiß und eine neue Kopfhalfter von Leder oder Hanf 


und Bekauntmachungen mit 2 mindeſtens zwei Meter langen Stricken ohne be⸗ 
2) de Sentral Behörden, fondere Vergütung mitzugeben. 

den Ankauf von N. untmachung Um die Abſtammung der vorgeführten Pferde feſt⸗ 

Regierungen meet für 1890 betreffend. ſtellen zu können, find die Deckſcheine reſp. Füllen⸗ 

Zum Ankaufe vo ezirk Marienwerder. ſcheine mitzubringen, auch werden die Verkäufer erſucht, 

und ausnahmsweiſe Dil Remonten im Alter von drei die Schweife der Pferde nicht zu koupiren oder über⸗ 

Regierungsbezirkz M Silgi Jahren find im Bereiche des mäßig zu verkürzen. Ferner iſt es dringend erwünſcht, 

ſtehende, Morgens p für dieſes Jahr nach⸗ daß ein zu maſſiger oder zu weicher Futterzuſtand bei den 

Märkte anberaumt wört p. 8 ½ und 9 Uhr beginnende zum Verkauf zu ſtellenden Remonten nicht ſtattfindet, weil 


den und : = 
am 1. 5 zwar: dadurch die in den Remonte⸗Depots vorkommenden 
7 Mai in Weng dne um 8 Uhr, Krankheiten ſehr viel ſchwerer zu überſtehen ſind, als 
1 1 5 „ 9 „ ddies bei rationell und nicht übermäßig gefütterten 
176 ＋ N, „ 9 „  |NRemonten der Fall ift. Die auf den Märkten vorzu⸗ 
. e e „ 8½ „ ſſtellenden Remonten müſſen daher in folder Verfaſſung 
AN ” 4 5 9 „ ſſeein, daß fie durch mangelhafte Ernährung nicht gelitten 
13. 10 ſtburg „ 8¼ „ hhaben und bei der Muſterung ihrem Alter entſprechend 
N oſenberg „ 8 „ iin Knochen und Muskulatur ausgebildet ſind. 

„ „„ Januſchau, Kreis Berlin, den 26. Februar 1890. 
Roſenberg, er Kriegsminiſterium. Remontirungs⸗Abtheilung. 


Ausgegeben in Marienwerder am 24. April 1890, 
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Berorduungen und Bekanntmachungen jKreifen der Regierungs⸗Bezirke Danzig und Marien⸗ 


der Provinzial⸗Behörden ꝛc. werder ausgegeben und vertrieben werden. 
Bekanntmachung. Marienwerder, den 12. April 1890. 
Es wird hierdurch zur Kenntniß des Schiffahrt Der Regierungs⸗Präſident. 


treibenden Publikums gebracht, daß über den Weichſel⸗ 8) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 

ſtrom bei Dirſchau eine fliegende Fähre errichtet worden Erlaſſes vom 10. März cr. zu genehmigen geruht, daß 

ift, welche in den nächſten Tagen dem öffentlichen Be⸗ der ſelbſiſtändige Gutsbezirk Dollnick im Kreiſe Flatow 

triebe wird übergeben werden. aufgelöſt und die Beſtandtheile deſſelben zu einem bes 
Der Tarif, nach welchem das Fährgeld für Be. ſonderen Gemeindebezirke mit dem Namen Dollnil 

nutzung dieſer Fähre zu entrichten ift, ift abgedruckt auf erhoben werden. 

Seite 32 des diesjährigen Amtsblatts der Königlichen Marienwerder, den 14. April 1885. 

Regierung zu Danzig. Bezüglich des polizeilichen Schutzes Der Regierungs⸗Präſident. 

dieſer Fähre nehme ich Bezug auf die Seitens der 9) Dieſer Nummer des Amtsblatts liegt eine außer⸗ 

Königlichen Regierung, Abtheilung des Innern hierſelbſt ordentliche Beilage bei, welche die Anweiſung vom 

unter dem 30. Dezember 1865 — Danziger Amtsblatt 20. Februar d. Js. zur Ausführung der 88 18, 138, 

für 1866 Seite 43 — erlaſſene Polizei» Verordnung 156 bis 161 des Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs⸗ 

über den Schutz der Fähren in der Weichſel und Nogat. geſetzes vom 22. Juni 1889 nebſt den derſelben beis 


Danzig, den 10. April 1890. gegebenen Formular⸗Entwürfen, ſowie eine Darſtellung 
Der Oberpräſident. der für die Betheiligten wichtigſten Beſtimmungen der 

Wirkliche Geheime Rath v. Leipziger. 88 156 ff. dieſes Geſetzes enthält. 
Bekanntmachung. Ich mache die Betheiligten (Arbeiter, Gehülfen, 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Geſellen, Lehrlinge, Dienſtboten, Betriebsbeamten, 
Gutsbeſitzers und Gutsvorſtehers Kraatz in Pruſſy zum Handlungsgehülfen oder Handlungslehrlinge pp., ſoweit 
Standesbeamten für den Bezirk Myſchlewitz, Kreiſes dieſelben nach $ 1 des betreffenden Geſetzes verſicherungs⸗ 
Briefen, an Stelle des Bürgermeiſters von Goſtomskiſpflichtig werden) auf die Tragweite der in 88 156 ff. 
in Brieſen zur öffentlichen Kenntniß. enthaltenen Uebergangsbeſtimmungen und auf die Noth⸗ 
Danzig, den 16. April 1890. Der Ober⸗Präſident. wendigkeit, deren Wohlthaten durch rechtzeitige Beſchaffung 
5) Der Grenzaufſeher Retſchlag zu Leibliſch, Kreis und Aufbewahrung der erforderlichen Nachweiſe fih zu 
Thoru, hat am 20. Mai v. Js. die zweijährige Tochter ſichern, beſonders aufmerkſam. 
des Arbeiters Jolombiewicz daſelbſt vom ſichern Tode Es kann den Betheiligten nicht dringend genug 
des Ertrinkens im Drewenzfluſſe mit eigener Lebens⸗ empfohlen werden, ſich baldigſt eine genaue Kenntniß 
gefahr errettet. Ich bringe diefe hochedle und menſchen⸗ dieſer geſetzlichen Beſtimmungen zu verſchaffen, da die 
freundliche That mit dem Hinzufügen zur öffentlichen nicht rechtzeitige Beachtung einzelner Vorſchriften mit 
Kenntniß, daß der Herr Miniſter des Innern dem Grenz⸗Nachtheilen und Weiterungen verbunden fein kann. 


aufſeher Retſchlag hierfür die Erinnerungs⸗Medaille für Es kommt vor allem darauf an, die nach 88 17, 
Rettung aus Gefahr verliehen hat. 18, 156, 157, 160 des Geſetzes erforderlichen Nach⸗ 
Marienwerder, den 10. April 1890. weiſe und Beſcheinigungen, welche nach den bereits in 

Der Regierungs⸗Präſident. Kraft geſetzten Beſtimmungen der 88 18 und 140 des 


6) Der Herr Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen Geſetzes ſchon jetzt gebühren und ſtempelfrei von den 
hat dem evangeliſchen Glaudensprediger Urbſchat in Behörden und Krankenkaſſenvorſtänden ertheilt werden 
Danzig die Genehmigung ertheilt, daß die demſelben müſſen, ſich ſchon vor dem völligen Inkrafttreten des 
zugegangenen und noch zugehenden Geſchenks⸗Gegenſtände Geſetzes (vorausſichtlich den 1. Januar 1891) zu be⸗ 
in weiblichen Handarbeiten und anderen nützlichen Sachen ſchaffen, und ſich zu dieſem Zwecke an die Gemeinde⸗ 
zum Beſten des Miſſionswerkes am 14. Auguft d. Is. behörden und Krankenkaſſenvorſtände zu wenden. 
verlooſt und 1000 Looſe zum Preiſe von 0,50 Mk. für Zur leichteren Beſchaffung der Nachweiſe iſt es 
jedes einzelne Loos in den Kreiſen der Provinz Weſt⸗ auch von größtem Werth, daß die künftig verſicherungs⸗ 
preußen ausgegeben und vertrieben werden. pflichtigen Arbeiter bis zum Inkrafttreten des Gefehes 
Marienwerder, den 10. April 1890. dauernd bei einem beſtimmten Arbeitsgeber Beſchäftigung 
Der Regierungs⸗Präſident. gegen Lohn oder Gehalt haben. 
7) Der Herr Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen Marienwerder, den 16. April 1890. 
hat genehmigt, daß von dem Vorſtande des ſogenannten Der Regierungs⸗Präſident. 
Weſtpreußiſchen Provinzial⸗Fecht⸗Vereins in Danzig 10) Die Reichskommiſſion zu Berlin hat das von dem 
zum Bellen dieſes Vereins bezw. des Fonds zur Er⸗Regierungspräſidenten in Koͤnigsberg erlaſſene Verbot 
bauung eines Waiſenhauſes für die Provinz Weſtpreußen des Flugblattes „An den Handelsſtand“ (Amtsblatt für 
in der eriten Hälfte des Monats Oktober d. Js. eine Marienwerder Stück 6 für 1890 Nr. 9 Seite 32) 
Verlooſung von Silberſachen und anderen Werth⸗Gegen⸗ aufgehoben. 
ſtänden veranſtaltet wird und bis zu 5000 Looſe zum Marienwerder, den 16. April 1890. 
Preiſe von 0,50 Mk. für jedes einzelne Loos in den Der Regierungs⸗Präſident. 
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metge i Arend des Kreiſes Berent, mit 


600 ME berchet Gehalt aus der Staatskaſſe von 


18) Bekanntmachung. 


Bei der hieſigen Ober⸗Poſtkaſſe lagern folgende 


bunden ift, fol baldigſt wiederbeſetzt werden. unanbringliche Gegenſtände: 


Geeignete Bewerber um dieſe Stelle erſuche ich, 
ki bre Meldung unter Beifügung der Befähigungs · 
Ji gnifie ſowie eines kurzen Lebenslaufs binnen vier 
oden einzureichen. 
Danzig, den 3. April 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


mix 


ah Diejenigen Theologie⸗Studirenden und Kandidaten, 

Tami ſich den theologiſchen Prüfungen im nächſten 

big inä unterziehen wollen, haben uns ihre Meldung 

ae au 1. Juni d. Js. einzureichen. : 
find beizufügen: ng zum Examen pro licentia concionandi 
* der Tauficein, 
m $ Abgangszeugniß vom Gymnafium, eventl. das 
denlelbe ergänzende Zeugniß über die Prüfung in 
d hebräiſchen Sprache, 

das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. 
den Univerſitäten, 

. 2 Abendmahlszeugniß, 

Er deulſch abgefaßter Lebenslauf, welcher nicht 
ae einen bürftigen Abriß der blos äußeren 
a aaite zu beſchränken ift, ſondern einen 
in ſein lick in das Innere des Schreibers und 

Der Mehrung gewinnen läßt. 

ſind beizufügen: eldung zum Examen pro ministerio 
Pe Tauficein, 

1 gangszeugn z 

den Univ m ib von ber Univerfität bezw. 

das Abendma lszeugniß, - 


„ein deut 

. die ee nelauf — wie vorher zu 5, — 
das Ephoralzeugniß, 

der Nachweis übe 


S* 


S 


© © N go 


geſang und Orgelspiel, 
er den Beſuch eines Schullehrer ⸗ 


Soft 
Meldung ovat dig m zu nicht gleich bei der 


Prüfung ſelb 
tönnen, fo wird die Prüfun e e er 


gehalten, die Ausfertig 
4 + gung des Wahl 8 
"+ e Prüfung aber muß 2 
n Zeugniſſes ausgeſezt werden. 
m deren. Gefüllune gen zu 9 eine Bedingung, 
kamen nicht erfolgen n aſſung zum mündlichen 


uf d 
A en Meldungen iſt die Wohnung genau 
Danzig, den 8. April 1890. 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 
Grundſchöttel. 


I. Einſchreibbriefe: 
1, an Broſe in Worts⸗Island (Amerika), aufs 
geliefert in Arnsfelde (Wpr.) am 25. Mai 1881. 
II. Packete. 

1, an Auguſt Splittſtoͤßer in Drieſen, enthaltend 

1 Bürſte, 1 Beinkleid, 1 Weſte, 1 wollenes und 

1 blaues leinenes Hemde, aufgeliefert in Schloppe 

am 18. November 1889. 

Die unbekannten Abſender werden hierdurch 
aufgefordert, ſich innerhalb 4 Wochen, vom Tage des 
Erſcheinens dieſer Bekanntmachung ab gerechnet, zur 
Empfangnahme unter Beibringung des Berechtigungs⸗ 
ausweiſes zu melden, widrigenfalls über die Beträge 
zum Beſten der Poſtarmenkaſſe verfügt werden wird. 
Bromberg, den 12. April 1890. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
Wehlack. 

Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 6 Artikel 11 des Reichs⸗Ge⸗ 
ſetzes vom 21. Juni 1887 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) betreffend 
Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die 
Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die be⸗ 
waffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der 
Ausführungs⸗Inſtruktion vom 30. Auguft 1887 (R.⸗ 
G.⸗Bl. S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu § 9 des 
Naturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem 
Aufſchlage von fünf vom Hundert die Durch⸗ 
ſchnitte der höchſten Tagespreiſe, welche in den für die 
einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten 
($ 19 Abſatz 2 u. 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom 
13. Juni 1873) im Monat März 1890 
für Fourage gezahlt worden ſind, bekannt gemacht. 

Es betrug im Monat März 1890 der Durch⸗ 
ſchnitt der höchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf⸗ 
ſchlages von fünf vom Hundert für 50 kg Ey 

t⸗ 


ſtroh. 
M 


14) 


Hafer. Heu. 
im Hauptmarktorte M M 
Culm für die Kreiſe Briefen 
und Culm 
Flatow „ den Kreis Flatow 
Dt. Krone „ „ Dt. Krone 
Dt. Eylau für die Kreiſe Löbau, 
Roſenberg und Strasburg 
Marienwerder für den Kreis 
Marienwerder 
Konitz für die Kreiſe Konitz, 
lochau und Tuchel 
Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 
denz und Schwetz 8,87 
Thorn für den Kreis Thorn 8,76 
Marienwerder, den 18. April 1890. 
Der Regierungs⸗Präfident. 


4,20 
3,68 
3,26 
3,41 
8,68 
8,31 


4,00 
3,77 
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15) b 


Na ch 
von den Markt: und Ladenpreiſen in den größeren Städten des 


N C 


Namen eb 
Erb⸗ Spei⸗ — 7 77 ag rn 
der Weiz | Rog- fen, | fe Fleiſch. 
Gerſte Hafer.) gelbe, boh- |Linfen. Ba È | gen. 
eine zen. | gen. Rogen Kr toffeln. E Keule. Bauch. 


M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. 


1] Chriſtburg nase 18— 1511511615216 96 Eee 2 — — 
2 Conitz 1798015 651419115120 1402440 --160 1 — 
8| Dt. Krone — 1152714415136 11040 —0— 2 st 
4| Culm 17 —1650016—17 3 — 
50 Dt. Eylau — 116 3 — 
60 Flatow —116 2 — 
7| M. Friedland 01115 1 — 
8| Graudenz 97116 3 — 
9 Jaſtrow 10115 1 — 
10 Löbau 13013 1 = 
11| Marienwerder 5317 3 — 
12| Mewe 17116 B — 
13] Neumark 1015851368014 1 — 
14 Rieſenburg 15058016 3 75 
15 Roſenberg 61ʃ16 3 — 
16| Schlochau 1 — 
17 Schwetz 1 2 
18| Strasburg À 2 88 
19| Stuhm 58015 = — 
20| Thorn = 
21| Tuchel = 
Summa SS i i 88 
Durchſchnitt 26/14 6115 7560253 77 
22 Vandsburg 15 50 
23 Neuenburg . 18 — 
24| Hammerſtein x 16 — 
16) Durchſchnitts⸗Markt⸗ Preiſe 
des Schlachtviehes zu Thorn im Monat März 1890 nach Lebendgewicht. 
3 2. Kälber für Schweine 4. Hammel | Anzahl der aufgetriebenen 
1. Rindoieh für 100 Pfd.“ 100 Mid fir 100 fo. fir 100 pd. Stick Mich als 
ER b. 0. a. b. a. | b. a. b. 
Jungvieh 8 Rind⸗ Käl⸗Schwei⸗Ham⸗ 
zep! mageres unter über ; 
Maſtvieh Vieh 82 0 n fette | magere fette magere ne 


vieh] ber mel. 
Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf ME. Pf Mk. Pf Mk. Pf. ME. I N. Bf. 
26 75/21 |80] 24 150] 12 800 20 150] 40,189] 39 . C 50750 | — 


Marienwerder, den 18. April 1890. Der Regterungs⸗Präſident. 
17) Bekanntmachung. | Dofloczyn und den Schaffnerbahnpoften der Eiſenbahn⸗ 


Am 1. Mat tritt in Großwolz bei Rundewieſe ſtrecke Marienburg⸗Thorn erhalten wird. 
eine Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche ihre Verbindung Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 
mit dem Poſtamte in Garnſee, der Poſtagentur in werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: 
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1 eifun 

l eglerungsbegicts Marienwerder im Monat März 1890. 

— 1: Baden-Breife 

Bramm, pro 1 Kilogramm. 

Kalb⸗ Ham- 60 [Mehl Nr. 17 T 

n. ehl Nr. 1. Kaffee. 

Spec] ey enel Ser, Gr, Buch. N Salz Schwei 
che. N. i fen fen, meie | oe den | Sova gare: (oe | me | Bates 
riw | pr Lier. Bei: | Rog | Grau: rütze. | de" 1 Java. (mitt, (ge | wöhns Schmolz grüge 
chert). zen.] gen.] Pe Grütze. ler). ar liches). (hieſiges) 


R. Bm. f. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. DE Pf. M. Pf. M. BM. Pf. M. BN. BMN. Pf] M. Pf.] M. PN. Pf. 


35.—30—36.— 36.42. 50 8 360 — 20] 1160| = 60 
er 30.—24—60— 800 — 20 180 
i 38.—26.—50— 60| — 20 
A 30.— 28] 50) — 60| — 20 


34 — 261—|50)— 
30)— 24 —160i— 
601— 14011501 — 
38 — 32 — 55) — 


20 
20 
20 
20 


20 
60 


75 


301 60— | 40| — 20 

= 24 20.— 20 — 20 
i 70— 20| — 20 
60.— 90 — 20 


20 
20 
20 


1401— | 80 
20 


80 


111] 


sul 5 


2e 
D e e d de de e . dg de- d del de de d NO de 
Do ED t cc CO TO e c co co c c d c c c c 
22 80nd eee. 


5 


60.— 20 — 20 
1 50j— 80| — 20 
= 10 — aE E 
1 28l— 600 — 20 
= 40.— CERE 
10 60 — 20 


2074 85 220 37 80 


48 — 43 — 51 
a i iten unausge 
nd, beſcheinigt. 
Marienwerder, den 18. April 1890. 
Der Regierungs⸗Präftdent. 


dar dorf D., Rleinwolz®. und Ab, Schilings 1854, 26. Dltober 1857, 10. Januar 1861 und 20. 

— -r Walddorf, Kreis Graudenz, D. September 1881 emittirten Obligationen des 

Dan den 10. April 1890. Culmer Kreiſes, ſoweit ſich dieſelben noch im Um⸗ 

er Kaiſerlihe Ober⸗Poſtdirektor. laufe befinden, nach Maßgabe des hierunter folgenden 

Wagener. Verzeichniſſes den Inhabern derſelben zur Rückzahlung 

18) am 1. Juli 1890 derart gekündigt, daß eine weitere 

Iu Genf Dekauntmachung. Verzinſung derſelben vom 1. Juli 1890 ab nicht mehr 

ertheilten G emäßheit der ihm von dem Kreistage ſtattfindet. 

usſchuß beſchlonngung hat der unterzeichnete Kreis⸗ Die Zahlung des Nennwerthes der gekündigten 

Allerhöchſte Sloffen, von dem dem Kreiſe durch die Kreisobligationen erfolgt durch die Kreisſparkaſſe zu 

Inhaber T Priviligien wegen Ausfertigung auf den Culm gegen Rückgabe der betreffenden Stücke und der 

echte der autender Kreisanleiheſcheine vorbehaltenen dazu gehörigen Talons und Koupons. Die Kreisſpar⸗ 

zu mache Kündigung ſämmtlicher Obligationen Gebrauch kaſſe ift bereit, auch fon vor Ablauf der Kuͤndigungs⸗ 

— friſt jede ihr angebotene Obligation einzulöien und in 

Grund d zufolge werden hiermit die ſämmtlichen auf dieſem Falle die Zinſen bis zum Tage der Einlöſung 
er Allerhöchſten Privilegien vom 27. November zu vergüten. 


— 120 — 


Nummer 


Erfte Ausgabe 


vom 1. Januar 1855. 500 


Thaler 116 7112116 | 22 23 25 | — 9 Stüd. 


37 
57 
76 
95 
111 
132 
154 
178 
187 188 
205 206 
226| 228 


44 45 
64 65 66 
82 83 84 
100| 101) 102 
119 120 121 
1360 140| 144 
161 164 167 
174 175 179 180) 181 
190| 191 194; 195| 196 
210 211| 212 213| 214 A, 
229| — 126 Stück. 


200 46 


Thaler 


201| 204 
220| 223 


241| 242| 243 
2560259 260 
277 278| 282 
300| 302| 303 
319| 323| 326 
348 344 347 
365 368| 370 
389 391 392 
4160 417 419 
446 447 450 
464 468 469 
487 488 490 
5060 510 511 
529| 584 535 
556 557 559 


100 
Thaler 


2350 -236| 238 
254 
275 
299 
318 
341 
362 
388 
413 
344 
463 
486 
504 


244 
261 
283 
304 
328 
348 
372 
393 
423 
452 
470 
492 
512 


245| 247 
265| 267 
284| 287 
806| 307 
329| 330 
352 353 
3760377 
396| 399 
428| 429 
4580 455 
471 472 
495 497 
514 516 
537 540 541 
560 561; 562 


249 
268 
289 
308 
331 
355 
379 
401 
430 
457 
473 
498 
517 
544 
564 
588 


231; 233 
250) 251| 252] 253 
269 270| 271| 274 
290| 292| 293| 298 
311 314 316| 317 
336| 338|- 339| 340 
356| 357| 359| 361 
381 384| 385 386 
408| 410| 411) 412 
432 434| 436| 442 
458| 459| 460| 461 
474 477 480|. 484 
500 501] 502| 503 
521| 522| 523| 526| 528 
548| 549| 550| 551 555 


D. 


Thaler 


565| 566| 567| 568; 569 
589| 590| 595| 596 599 
612 616| 617| 6180 620 
642| 643 644 648) 649 
673| 674 675 676 677 
694 695 698 700 701 
723 724 725 729 730 
749 755 756| 758 759 
774 775 776 778| 779 
795 796 797 801| 802 
814 816 817 818 


| 


836 
862| 863 
885 886 
913 914 
934| 936 
957 958 
974 976) 977 


839| 840 
864 866 
890| 891| 893 
915| 917| 919 
939 940 942 


842 
867 


50 838 


819! 


573 576 
600| 602 
623| 624 
650| 655 
678 681 
702 703 
733| 737 
760 761 
781| 784 
804| 806 
820| 821 


959| 960 961) 965| 966 
979 980| 982; 986 


578 
603 
631 
661 
682 
705 
741 
764 
786 
807 
825 


967 
987 
100311005|100611007|100811014|1015/1018/j102611028|102E11027 


581| 582 584 
604 607 608 
633| 635| 637 
664 665 666 
683 687 690 
7160 717 718 
744 746| 747 
7660 770| 771 
789 790 793 
808 810| 811 
826 827 828 


610 
641 
672 
693 
719 
748 
772 
794 
812 


311 St 


852| 853| 855 
878| 879| 882 
903| 908 910 
925 926) 927 
950 952| 955 956 
968! 970| 971| 973 
988| 994| 99811002 


857 
884 
911 
929 


DD 


Ausgabe. Littr. Betrag. Nu mme r u. 


10281029 1032 103301035/1036/1039 10401042 104410461048 
10530/1055/1058010601063/1065/1066 1067 1068 107110721073 
107410761077 1078 1079108101084 10861087 1088109 11094 
1098011001102 11030(1105/110611091110111301115/111601117 
111911211122 11231124 1125/1129 11301132 11330(1139,1142 
114381114411145111491115011153]1154 1155 1156.1157/1158 1159 
116111162)1163111641116711169)1170111731117411175/117611178 
3 1182/1183/1184|1185/1188|1191|1193|1195/1196|1198/1199|1201 
1204|1206|1208|1209/1210|/1211/1212/1213|1214/1216/1217/1219 
1221/1222|1225|1226|1228/1229|1231/1232|12331235|1236/1237 
1238123901240 1242 124412451247 12481249 125112521254 
12551257 12601262 12641265 1266012671268 2269 127001271 
1277 1280128301284 1289 11290112921129311294 12951299 1301 
1302130301304 .130 51307130813 13 013151318013 1913201321 
1322 132313241325 13281330 — 270 Stück. 


25 
Thaler 15801587 — 2 Stück. | 
500 


A. 
Zweite Ausgabe Thaler 
vom 1. Januar 1858.) B. 200 


9 11 12 
19 20] 21/ 22| 238 24 25 26 27 29 31 
33 34 351 36; 38 40) 42| 44 45 46 47 
49 — 38 Stück. 


— — ü—ä—. —ü—ä—ä—bb — — —ẽ ¹ÆSy — 


12 Std, 


58 


Thaler 16 


100 
Thaler 4 150 17 23 24 42| 460 49 53 560 57 


A 14 17 180 19 20 21 22 
p 38 39 41 47! 50 61 67 
78 79 80 — 32 Stück. 


50 11.560 g 10 
Thaler] 26 29 30 31 
680 69] 70 73 75 


47 51] 59 
152 157 


25 | 


7 9 10 16| 17 180 20 32] 38 
Thaler 


64 81] 82 83] 97 101) 117 142 


Dritte Ausgabe A. ers een 7 211 12 13 


19 20 21 22 23 24 25 26 27 
32 33 34 36 37 38 39 40 41 | 
46 47 48 49 56 59 


500 
Thaler 


vom 1. Januar 1880. 


630 64 65 
87 88 900 91| 92 
105 107 108| 111) 113) 114 1160 117 118) 119 121 
123 124| 125| 129) 130 131) 133| 134 135/6136 137 
139 140| 141| 144 147 148| 149 150 151 152 153 
1550 157 158| 159, 160| 162 163| 166 171) 173 175 
180 182 183 186 188; 190| 191 192 195 196 199 
204 205 206| 210 — 89 Stück. 


200 
Thaler 


237 239 
281 286 


248 257 
Ben 307| 316 
l 


213 214| 222| 234 236 
263 264 269 274 275 
390 — 25 Stuck. 


295 297 


200 247 


Ausgabe. Betrag. Nummern. 


Vierte Ausgabe A. 1000 , 81.77591 7101 201 
15 16| 17 18] 19| 21] 22 23) 24 
28 30 831| 32] 33] 34 35] 360 37 
42 43 44| 45 46 48 49 50 51 
55 58] 59 60 62 63] 64 65| 66 
70% 7 72 74 75 766 77 780 79 
830 84 86 89 90] 91, 92] 93] 95 
99| 100 — 88 Stüd. 


vom 31. Dezember 26 27 
1881. 53 54 


103 104 105| 100 107 108 109 110| 111 
116| 117 118] 119 120 121| 122 1280 124 
129 130 131 132) 133| 134 135| 136| 137 
141) 142 143 144 145) 146 147 148| 149 
151152 153| 154 155 156| 157 158 159| 160 162 
164 165 166| 167 168| 169 171| 172| 173| 174| 175 
177| 178| 179| 180| 181) 182 183| 184| 185| 186| 187 
189| 190 191| 192| 193| 194| 195 196| 197 198 199 
201| 202| 203| 204 205| 206| 207| 208| 209| 210 211 
213| 214| 215| 216| 217| 218| 219 220| 221 222 223 
225| 226| 227| 228| 229| 230| 231| 232| 233| 234! 235 
237} 238| 240| 241| 242 243| 244| 245 246 247 248 
251| 252| 253| 254| 256 257 258| 259| 260 261| 262 
264| 265| 266| 267| 268| 269| 271| 272| 273| 274| 275 
277| 278| 279| 280| 281| 283| 284| 285| 287 288| 289 
291| 292| 293| 294| 295| 296| 297| 300| 301| 302| 303 
305| 306 307 308 309 310 311 312| 313| 314| 315 
317 319 320 521 322| 328 324 325 326| 327 328 
330 331| 332|: 334| 335 336| 337 338 339 342 343 
345 346 347 348 349 350| 351) 352) 353| 354 355 
357 358 359| 360 362 363| 365| 366| 367 368 369 
371 372 373| 374 375 376 377| 378 380| 381| 382 
386 387 388| 389 390 391 392| 393 394 395 396 
398 399 400 401 402 403 404 405| 406| 408| 409 
411 412 413| 414 415416 417 418 419 420 421 
423 424 425 426 427 428 429 430 431| 432| 433 
435 436| 437 438 439 440 441 442 448 444 445 
447 448 449 450 451 452 454 455 456 457 458 
460 461 462 463 464 465 466 467 468 469 470 
474 475 482 484 485 
489 490 494 495 496 497 
502 5060 507 509 512 
517 521| 522 523 524 
520 533 534 535 536 
542 546 547 548 549 
554 559 560 561| 562 
568 572 573 574| 575 
580 584 585 586 587 
592 596| 597 598| 599 
604 608| 609| 610| 611 
617 621| 622| 623| 624 
629 633| 634| 635| 636 
641 647| 648| 649| 650 


B. 500 1010 102 
Mark | 114 115 
127 128 


an 
ERIK 
num 

S DDD 


u. -— 
* 


Littr. | Betrag. 


| 


Ausgabe. 


— m 
| B. 500 | 653 

Mart 665 

677 678 


C. 290 
Mark 


685 
700 701 
712 
726 727 
743 
756 758 
770 771 


Culm, den 11. Dezember 1889. 
19) Bekanntmachung. 
5 Am 1. Mai tritt in Schönwalde, Kreis Thorn, 
eine Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche ihre Verbindung 
mit dem Poſtamte in Thorn, ſowie mit den Poſtagen⸗ 
turen in Heimſoot und Unislaw erhalten wird. 
Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 
werden folgende Ortſchaften zugetheill werden: 
Barbarken M. und Etbl., Barbarken Fo. und 
Etbl., Culmer Chauſſeehaus, Forſt IIIa bei Thorn, 
Ollek Rg., Rothwaſſer Fo., Schneidemühle bei Thorn. 
Danzig, den 10. April 1890. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. Wagener. 
Bekanntmachung. 
Folgende Poſtſendungen lagern bei der hieſigen 
Ober⸗Poſt⸗Direklion als unlleſtellbar: 
Ginſchreibbriefe: 
an den Poſtaſſiſtenten (ehm. Hoboiſt) Herzig in 
Dirſchau, aufgegeben am 6. Januar 1890 in 
Dt. Eylau. 


20) 


Poſtanweiſungen: 


658 659 660 661 662 663 604 
670 671 672 673 774 675 676 
683 684 — 548 Stück. 
N u e | 

| 693 694 696 697 
706 707 708 709 710 
719 720 721 723 724 
728 729 730 736 737 738 739 740 741 
745 746| 747 749 750 751 752 753 754 755 
759 760 761 762| 763 764 765 766| 767 

— 76 Slück. 1 


Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Culm. 


698 699 


~J 
— 
* 
-1 
— 
ot 
~J 
— 
Ex | 
— 
oo 


Hoene. 


Bekanntmachung. 

Die im Eiſenbahn⸗Direktionsbezirke Bromberg 
durch die Ausgabe von Ergänzungs⸗Fahrſcheinen be- 
ſtehende Verkehrs⸗Erleichterung, nach welcher dem Pub⸗ 
likum die Vortheile der zuſammenſtellbaren Fahrſchein⸗ 
hefte auch dann verſchafft werden, wenn 

| a. die Ausgangs» oder Endſtation der Reiſe oder 
| beide an einer Bahnſtrecke liegen, für welche Fahr- 
| ſcheine nicht vorgeſehen find, 

b. die Ausgangsſtation zwar innerhalb einer Fahr⸗ 
ſcheinſtrecke gelegen iſt, die bei der Abreiſe zu be⸗ 
fahrende Theilſtrecke des betreffenden Fahrſcheins 
aber auch bei der Rückreiſe befahren werden ſoll, 

wird vom 1. Mat d. Js. verſuchsweiſe auf den Verkehr 
mit den Stationen ſämmtlicher Preußiſcher Staatseiſen⸗ 
bahnen ausgedehnt. 
Bromberg, den 12. April 1890. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
22) Bekanntmachung. 
Nach den Beſtimmungen der §§ 39, 41 und 47 


21) 


an den Vorſchußverein z. H. des Rentier Langer des Geſetzes vom 2. März 1850 über die Errichtung 
in Strasburg Weſtpr. über 8 Mk. 20 Pf., auf⸗ der Rentenbanken wird die acht und ſiebenzigſte Aus⸗ 
gegeben am 1. Januar 1890 in Biſchofswerder 1; looſung der Rentenbriefe im Beiſein von Abgeordneten 
an Frau Schulz in Prenzlau über 1 Mk. 50 Pf., der Provinzial⸗Vertretung für die Provinzen Oſt⸗ und 


aufgegeben am 12. Februar 1890 in Warlubien; Weſtpreußen und eines Notars 


an die Verſicherungsgeſellſchaft in Schwedt a/ O. 
über 2 Mk. 80 Pf., aufgegeben am 17. Sep⸗ 
tember 1889 in Melno; an die Nordöſtliche Bau⸗ 
gewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft in Berlin über 34 M., 
aufgegeben am 12. Februar 1890 in Thorn. 
2 Die Abſender der genannten Sendungen werden 
Aerdurch aufgefordert, fih innerhalb 4 Wochen vom 
Tage des Erſcheinens dieſer Bekanntmachung ab, zur 


pfangnahme der Sendungen zu melden, widrigenfalls 28) 


nach Ablauf der gedachten Friſt über die genannten 


Dienſtag, den 13. Mai d. 38., 
Vormittags 9% Uhr, 
in unſerm Geſchäftszimmer hierſelbſt Poſtſtraße Nr. 15 a 
öffentlich ſtattfinden, was hiermit zur Kenntniß gebracht 


wird. 
Königsberg i./Pr., den 15. April 1890. 
Königliche Direktion der Rentenbank 
für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
Perſonal⸗Chronik. 
Der Militairſupernumerar Schewe iſt zum Re⸗ 


Sendungen bezw. über die betreffenden Geldbeträge zum gierungs⸗Secretariats⸗Aſſiſtenten beförcert. 


Beſten der Poſtarmenkaſſe verfügt werden wird. 
Danzig, den 12. April 1890. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. Wagener. 


Dem Pfarradminiſtrator Ludwig Wendland zu 
Podgorz iſt die erledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen 
Kirche zu Podgorz, im Kreiſe Thorn, verliehen worden. 


— 124 — ; 


Die Wahl des Ackerbürgers Ernſt König zum In den Ruheſtand getreten: Der Oberlehrer, Profeſſor 
Beigeordneten der Stadt Freyſtadt iſt beſtätigt. Dr. Szelinski am Gymnaſium zu Strasburg. 
Der Gutsbeſitzer Steinmeyer zu Grabowo iſt 24) Erledigte Schulſtellen. 
zum Amtsvorſteher des Amtsbezirks Topollno, Kreis Die unterſte Lehrerſtelle an der Knabenvolksſchule I 
Schwetz, ernannt. zu Marienwerder mit einem jährlichen Dienſteinkommen 
Der Gutsbeſitzer Kuhlmay zu Marienhof iſt nach von 1200 Mark iſt erledigt. 
abgelaufener Amtsperiode wiederum zum Amtsvorſteher Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche zur Er⸗ 
des Amtsbezirks Pr. Lante, Kreis Briefen, ernannt. theilung des Geſangunterrichts gut befähigt find und 
Die Wahl des Candidaten der Philologie Franz ſich um die Stelle bewerben wollen, haben ſich, unter 
Albrecht aus Märkiſch Friedland zum Bürgermeiſter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreis⸗ 
der Stadt Märkiſch Friedland iſt beſtätigt. ſchulinſpektor Herrn Lierſe zu Marienwerder zu melden. 
Die Lokalaufſicht über die Schule zu Warmhoff Die erſte Schullehrerſtelle zu Scharneſe, Kreis 
im Kreiſe Marienwerder ift dem Königlichen Kreisſchul⸗ Kulm, ift erledigt. 


inſpector von Homeyer in Mewe übertragen und der Lehrer evangeliſcher Konfeſſton, welche ſich um die⸗ 
bisherige Lokalſchulinſpector, Rector Steinke in Mewe ſelbe bewerben wollen, haben fih unter Einſendung 
von dieſem Amte entbunden worden. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 


Die Lokalaufſicht über die evangeliſchen Schulen Herrn Dr. Cunerth zu Kulm zu melden. 

zu Althauſen, Gr. Czyste und Kaldus im Kreiſe Kulm iſt Die 1. Schullehrerſtelle zu Weide, Kreis Schwetz, 

dem Pfarrer Zimmermann in Kulm übertragen worden. wird zum 1. Mai d. Js. erledigt. 

Die Lokalaufſicht über die Schule zu Lubianken, Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 

im Kreiſe Thorn, it dem Königlichen Kreisſchulinſpektor dieſelbe bewerben wollen, haben fih, unter Einſendung 

Kittelmann in Kulmſee übertragen worden. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Die Lokalaufſicht über die Schulen zu Gr. Brauſen, Herrn Engelien zu Neuenburg Wpr. zu melden. 

Brunau, Faulen und Gr. Nipkau iſt dem Pfarrer Glang Die Schullehrerſtelle zu Bielitz, Kreis Löbau Wpr., 

in Roſenberg übertragen und der bisherige Lokalſchul⸗ iſt erledigt. i 

inſpektor, Kreisſchulinſpektor Steuer in Rieſenburg von Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 

dieſem Amte entbunden worden. 1 8 we har 0 un ee 

a > rer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
ee Eu ioa el Herrn Lange zu Neumark Wpr. zu melden. 
Provinzial: 2 ai 1890 5 519 Die Schulſtelle zu Gr. Konojad, Kreis Strasburg, 
pro März Ap 5 wird zum 16. April cr. erledigt. 

A. Behörden und Beamte: Dem Geheimen Regierungs⸗ Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
und Provinzial⸗Schul⸗Rath Dr. Kruſe in Danzig iſt dieſelbe bewerben wollen, haben fih, unter Einſendung 
der Rothe Adler⸗Orden III. Kl. mit der Schleife ihrer Zeugniſſe bei dem Königl. Kreisſchulinſpektor 
verliehen worden. Der Departements Thierarzt Herrn Bajohr zu Strasburg zu melden. 

Preuße in Danzig ift zum Veterinair⸗Aſſeſſor des Die Schulſtelle zu Seegenfelde, Kreis Dt. Krone, 
Königlichen Medizinal⸗Collegiums der Provinz wird zum 16. April cr. erledigt. 
Weſtpreußen ernannt worden. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 

B. Gymnasien: Dem Gymnaſial⸗Direktor Dr. Hayduckſdieſelbe bewerben wollen, haben fih, unter Einſendung 
in Thorn ifi der Rothe Adler» Orden IV. Klaſſeſihrer Zeugniſſe, bei dem Patron der Schule, Major in 
verliehen worden. Der ordentliche Lehrer Bordihnſder I. Gendarmerie⸗Brigade von Dewitz genannt 

am Gymnaſium zu Dt. Krone ift zum Oberlehrer[ von Krebs in Konitz zu melden. 

befördert worden. In gleicher Eigenſchaft ſind Die Schullehrerſtelle zu Gr. Falkenau, Kreis Roſen⸗ 
verſetzt worden: Der Oberlehrer Hoſſenfelder in berg Weſtpr., wird zum 1. Mai d. Is. erledigt. 

Dt. Krone an das Gymnaſium zu Strasburg und Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
der ordentliche Lehrer Frech in Strasburg an dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
das Gymnaſium zu Dt. Krone. Der wiſſenſchaft⸗ ihrer Zeugniſſe, bei dem Rittergutsbeſitzer Herrn Haaſe zu 
liche Hilfslehrer Dr. Malotka ift vom 1. Ok.] Gr. Falkenau bei Sommerau, Kreis Roſenberg, zu melden. 
tober 1889 ab als ordentlicher Lehrer am Pro⸗ Die erſte Lehrer⸗ und Organiſtenſtelle zu Tillitz, 
gymnaſium zu Löbau angeſtellt und vom 1. April] Kreis Löbau Weſtpr., wird zum 1. Juli d. J. erledigt. 
d. Js. ab in gleicher Eigenſchaft an das Gym⸗ Lehrer katholiſcher Konfeſſton, welche ſich um 
naſium zu Culm verſetzt worden. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 

C. Seminare: Dem Seminar ⸗ Direktor Urlaub in ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Pr. Friedland iſt der Rothe Adler⸗Orden IV. Kl. Herrn Streibel zu Löbau Wpr. zu melden. 
verliehen worden. Die Befähigung eine Orgel zu bedienen iſt erforderlich. 


(Hlerzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 16.) 
Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruderei. 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt. 


Anweifung 

zur 

Ausführung der 88. 18, 138, 156 bis 161 des Reichsgeſetzes, betreffend die 
Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889. 


Vom 20. Februar 1890. 


Zur Ausführung der 88. 18, 138, 156 bis 161 des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ 

955 Alters verſicherung, vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird unter Hinweiſung auf die 

aiſerliche Verordnung vom 30. Dezember 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. 1890 S. 1) und unter Vorbehalt 
weiterer Anordnungen Folgendes beſtimmt: 


A. Untere Verwaltungsbehörden und Gemeindebehörden. 


Dehi 1. Untere Vermaltungsbehörden im Sinne des $. 161 a. a. D. find die Ortspolizei⸗ 

ehörden, ſowie die Vorſtände der Gemeinden und der ſelbſtändigen Gutsbezirke. 

gelb Gemeindebehörden im Sinne des §. 18 a. a. O. ſind die Vorſtande der Gemeinden und der 

ſtändigen Gutsbezirke. 

i In denjenigen Gemeinden, melde für die Verwaltung der Ortspolizei oder für die Gemeindever⸗ 

tung in beſondere örtliche Bezirke (Polizeireviere, Diſtrikte 2c.) getheilt worden ſind, gelten als untere 
erwaltungs behörden und Gemeindebehörden die Vorſtände dieſer Bezirke. 

B Bildet der Gemeindevorſtand ein Kollegium, fo darf er zur Ausſtellung der Beſcheinigungen und 
eglaubigungen (Ziffer 2 ff.) Kommiſſare beſtellen. 


B. Nachweiſe über Arbeitszeit, Arbeitslohn, Unterbrechungen eines ſtändigen Arbeits- oder 
Dicuſtverhältuiſſes. 
J. Beſcheinigungen. 
vert ae Auf Antrag folder Perſonen, welche ein unter §. 1 a. a. O. fallendes Arbeits⸗ oder Dienſt⸗ 
ung ib (eine Beſchäftigung als Arbeiter, Gehülfe, Geſelle, Lehrling, Dienſtbote, Betriebs beamter, Hand⸗ 
z J gehülfe oder Handlungslehrling — ausſchließlich der in Apotheken beſchäftigten Gehülfen und Lehr- 
Si —, als Perſon der Beſatzung deutſcher Seefahrzeuge oder von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt) 
Böll wollen, haben die unteren Verwaltungs behörden (Ziffer 1) für die Zeit vor dem 
igen Inkrafttreten des Geſetzes Beſcheinigungen auszuſtellen: 

a) über das Datum des Beginns und das Datum der Beendigung derjenigen Zeiträume, während 
welcher der Antragſteller ſeit dem 1. Januar 1886 in einer Beſchäftigung (einem Arbeits- oder 
Dienſtverhältniß) der vorerwähnten Art thatſächlich geſtanden hat; 

b) bei ſolchen Perſonen, welche ſeit dem 1. Januar 1886 ein mit einem beſtimmten Arbeit⸗ 
geber eingegangenes Arbeits- oder Dienſtverhältniß zeitweiſe unterbrochen haben, um daſſelbe 
ſpäter fortzuſetzen, über das Datum des Beginns und das Datum der Beendigung Des- 
jenigen Zeitraums, welcher zwiſchen der Unterbrechung und der demnächſtigen Wiederaufnahme 

dieſes Arbeits⸗ oder Dienſtverhaltuiſſes liegt; ſoweit während dieſes Zeitraums eine andere unter 


* ne | 
° * 
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§. 1 a. a. O. fallende Beſchäftigung aufgenommen wurde, ift die letztere unter Angabe des 
Beginns und der Beendigung in die Beſcheinigung aufzunehmen; 

bei ſolchen Perſonen, welche am 1. Januar 1890 das 59. Lebensjahr ſchon vollendet hatten, 
über die Höhe des Gehalts oder Lohnes, welchen der Antragſteller ſeit dem 1. Januar 1888 
während jeder einzelnen Beſchäftigung als Arbeiter, Dienſtbote u. ſ. w. für den Tag, die Woche 
oder den Monat thatſächlich bezogen hat. Wurde Gehalt oder Arbeitslohn zum Theil in Natural- 
bezügen (Wohnung, Feuerung, Kleidung u. f. w.) gewährt, fo ift deren Durchſchnittswerth neben 
den in baarem Gelbe gewährten Bezügen anzugeben. Bei Ermittelung dieſer Durchſchnittswerthe 
ſind die hierüber etwa beſtehenden amtlichen Feſtſetzungen zu Grunde zu legen. 

Handelt es fih um die Beſchäftigung als Seemann auf deutſchen Seefahrzeugen, fo tritt 

an die Stelle der unteren Verwaltungsbehörde im Inlande das Seemannsamt des Heimathhafens 
des betreffenden Schiffs (§. 136 Abſatz 4 a. a. O.). 
3. Auf Antrag einer Verſicherungsanſtalt (58. 41 ff. a. a. O.) find Beſcheinigungen auch 
über den Beginn und die Beendigung ſolcher Beſchäftigungen (Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſe) auszu⸗ 
ſtellen, welche ſeit dem 1. Januar 1876 beſtanden haben, und ebenſo auch für die Zeit nach dem völligen 
Inkrafttreten des Geſetzes. 

4. Die Ausſtellung der Beſcheinigungen darf nur erfolgen, ſoweit die Thatſachen, deren Be⸗ 
ſcheinigung beantragt wird, der erſuchten Stelle amtlich bekannt oder glaubhaft nachgewieſen ſind. Zu 
einem glaubhaften Nachweis iſt in der Regel die Vorlegung von Dienſt⸗ oder Beſchaͤftigungszeugniſſen 
oder eine zuverläſſige Auskunft des Arbeitgebers für ausreichend zu erachten. 

Die Ausſtellung der Beſcheinigungen iſt abzulehnen, ſoweit es ſich um die Beſchäftigung an einem 
Ort handelt, welcher nicht zu demjenigen Bezirk gehört, über welchen ſich örtlich die Zuſtändigkeit der 
erſuchten Stelle erſtreckt. Die Ausſtellung der Beſcheinigungen iſt ferner abzulehnen: 

a) ſoweit es ſich um eine Beſchäftigung zu einer Zeit handelt, in welcher der Antragſteller Beamter 
des Reichs oder eines Bundesſtaats, oder ein mit Penſions berechtigung angeſtellter Beamter eines 
Kommunalverbandes war, oder in welcher er zu den Perſonen des Soldatenſtandes gehörte und 
dienſtlich als Arbeiter beſchäftigt wurde; 

b) ſoweit ſich ergiebt, daß für die Beſchäftigung kein Lohn oder Gehalt, oder nur freier Unterhalt 
gewährt worden ift, bei Betriebsbeamten, Handlungsgehülfen und Handlungslehrlingen aber 
auch inſoweit, als ſich ergiebt, daß deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder 
Gehalt den Betrag von 2000 e, jährlich überſtiegen hat. 

Die vorſtehend bezeichneten Thatſachen muß die um Beſcheinigung erſuchte Stelle berückſichtigen, 
ſoweit ſie ihr amtlich bekannt ſind. Im Uebrigen iſt die erſuchte Stelle zwar berechtigt, aber nicht ver⸗ 
pflichtet, von Amtswegen feſtzuſtellen, inwieweit eine der vorſtehend bezeichneten, die Ausſtellung der 
Beſcheinigung ausſchließenden Thatſachen vorliegt oder nicht. 
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II. Beglaubigungen. 

5. Auf Antrag eines Arbeiters, Dienſtboten ꝛc. (Ziffer 2) oder auf Antrag eines Arbeitgebers 
oder einer Verſicherungsanſtalt (Ziffer 3) haben die unteren Verwaltungs behörden (Ziffer 1) 
Beſcheinigungen der Arbeitgeber zu beglaubigen, ſofern dieſe Beſcheinigungen ſich beziehen auf die Dauer 
einer Beſchafugung (eines Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſes) als Arbeiter, Dienſtbote ꝛc. (Ziffer 2), auf 
die Höhe des dabei bezogenen Lohnes oder auf die Dauer der Unterbrechung des zwiſchen dem betreffenden 
Arbeitgeber und dem betreffenden Arbeiter ꝛc. begründeten ſtändigen Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſes. 

Die Beglaubigung erſtreckt ſich nur auf die Unterſchrift des beſcheinigenden 
Arbeitgebers und darf nur ausgeſtellt werden, wenn dieſe Unterſchrift vor der um Beglaubigung 
erſuchten Stelle vollzogen oder ihre Richtigkeit anderweit feſtgeſtellt worden ift. Soweit der um Beglaubigung 
erſuchten unteren Verwaltungs behörde mit Rückſicht auf die in der Beſcheinigung des Arbeitgebers enthaltenen 
Angaben Thatſachen der unter Ziffer 4 Abſatz 2 zu a oder b aufgeführten Art amtlich bekannt ſind, ſind 
dieſe Thatſachen bei der Beglaubigung anzugeben. 

6. Bei Beſcheinigungen, welche von einer Reichs-, Staats, Kommunal- oder anderen öffentlichen 
Behörde für die von dieſen Behörden als Arbeitgeber beſchäftigten Perſonen ausgeſtellt werden, gilt 
die Beidrückung des Dienſtſiegels dieſer Behörde als Beglaubigung im Sinne des 
5. 161 a. a. O. Einer weiteren Beglaubigung durch untere Verwaltungs⸗ oder andere Behörden 
bedürfen die Beſcheinigungen ſolcher Arbeitgeber nicht. 

$ 


C. Nachweiſe über Kraukheiten. 


7. Auf Antrag von Arbeitern, Dienſtboten ꝛc. (Ziffer 2) haben die Vorſtände derjenigen 
Orts⸗, Betriebs⸗ (Fabrik), Baus, Innungs⸗Krankenkaſſen, Knappſchaftskaſſen, eingeſchriebenen oder 
auf Grund landesherrlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaſſen oder von Gemeinde⸗Krankenverſicherungen, 
welchen die Antragſteller zur Zeit einer Erkrankung angehört haben, Beſcheinigungen über die 
Dauer der Krankheit, ſoweit fie nicht über die Dauer der von der Krankenkaſſe zu gewährenden 
Krankenunterſtützung hinausreicht, zu ertheilen. Die gleiche Verpflichtung liegt rückſichtlich ſolcher Perſonen, 
welche zur Zeit der Erkrankung einer der bezeichneten Krankenkaſſen oder der Gemeindekrankenverſicherung 
nicht angehört haben, ſowie für die Dauer einer Krankheit, welche über die Dauer der von den betreffenden 
Kaſſen zu gewährenden Krankenunterſtützung hinausreicht, der Gemeindebehörde (Ziffer 1) desjenigen 
Orts ob, an welchem der Erkrankte während der Krankheit feinen Wohn⸗ oder Aufenthaltsort gehabt hat. 
Für die in Reichs⸗ oder Staats betrieben beſchäftigten Perſonen können diefe Beſcheinigungen auch durch 
die vorgeſetzte Dienſtbehörde ausgeſtellt werden. 

8. Die Beſcheinigung einer Krankheit erfolgt nur für die Zeit vom 1. Januar 1886 ab. Sie 
hat dahin zu lauten, daß der Betheiligte während des mit dem Datum des Beginns und dem Datum 
der Beendigung zu bezeichnenden Zeitraums an einer mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen 
Krankheit gelitten hat. 

1 9. Die Ausſtellung der Beſcheinigung darf nur erfolgen, foweit die Thatſachen, deren Beſcheinigung 
e wird, der erſuchten Stelle amtlich bekannt oder glaubhaft nachgewieſen ſind. Sie iſt zu 
verſagen: 

a) wenn die Dauer der Krankheit und der mit derſelben verbundenen Erwerbsunfähigkeit einen 
Zeitraum von weniger als ſieben aufeinander folgenden Tagen umfaßt hat, 

b) wenn der Erkrankte ſich die Krankheit vorſätzlich oder bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches 
Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens, durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien oder Rauf⸗ 
händeln, durch Trunkfälligkeit oder durch geſchlechtliche Ausſchweifungen zugezogen hat. 

Die Vorſchrift der Ziffer 4 Abſatz 3 findet auch hier Anwendung. 


D. Gemeinſames. 


10. Für die Zeit vor Vollendung des 16. Lebens jahres werden Beſcheinigungen oder 
Beglaubigungen nicht ertheilt. 

11. Die Beſcheinigungen und Beglaubigungen ſind unter Angabe des Orts und des Datums 
auszuſtellen und von der ausſtellenden Perſon unter Angabe der Eigenſchaft, in welcher ſie die Aus⸗ 


ſtellung vornimmt, ſowie unter Beidrückung des Dienſtſiegels zu unterzeichnen. 


opi 12. Für die Beſcheinigungen wird die Verwendung der nachſtehenden Formulare“) (A bis D) 
empfohlen. 

13. Beſchwerden über die Verweigerung von Beſcheinigungen oder Beglaubigungen oder über 
den Inhalt einer ertheilten Beſcheinigung ſind an die der erſuchten Stelle unmittelbar vorgeſetzte Auf⸗ 
ſichtsbehörde zu richten. Dieſe entſcheidet endgültig. 

14. Schreib- oder ſonſtige Gebühren, Stempel oder Abgaben irgend welcher Art dürfen für Nuss 
ſtellung der Beſcheinigungen oder Beglaubigungen ſowie für die hierbei entſtehenden Verhandlungen nicht 
erhoben werden. 


Berlin, den 20. Februar 1890. 


Der Miniſter Der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten. für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
8 von Maybach. Dr. Frhr. Lucius von Ballhauſen. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
£ Herrfurth. Frhr. von Berlepſch. 


. ) Es wird empfohlen, dafür Sorge zu tragen, daß diefe Formulare aus Druckereien, Buchhandlungen ec. leicht 
bezogen werden können. 
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Arbeitsbeſcheinigung der unteren Berwaltungsbehörde. 


Auf Grund der 88. 156 bis 161 des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Alters verſicherung, 
vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird hierdurch beſcheinigt, daß | 
(Vor- und Zuname, Wohnort.) Franz Brauer, wohnhaft in Hofstatt, 
geboren im Jahre 1830 zu Neugut, | 
Kreis Ness, Provinz Schlesien, 
in dem Bezirk der unterzeichneten unteren Verwaltungsbehörde 
a) während folgender Zeiträume: 
1. vom 2. Oktober 1886 bis einſchl. 10. Februar 1888 als Fahrikarbeiter, | 
2. vom J. März 1888 bis einſchl. 30. November 1889 als Schlossergesell, 
3. vom 15 Dezember 1889 bis einſchl. 10. April 1890 als Strassenarbeiter, 
im Arbeits⸗ (Dienſt⸗) Verhältniß (in Beſchaftigung) geſtanden hat; 
b) **) während des Zeitraums 
vom 1. April 1887 bis einſchl. 1. November 1889 
bei dem Maurermeister Steinberg 
als Maurerpolier 
in ftändigem Arbeits⸗ (Dienft-) Verhältniß geftanden hat, welches im Laufe dieſes Zeitraums 
unterbrochen worden iſt: * 
vom 15. Dezember 1887 bis einſchl. 17. Januar 1888, 
vom 1. Dezember 1888 bis einſchl. 2. Januar 1889, 


vom 7. Januar 1889 bis einſchl. 17. Januar 1889; N 
c) **) während diefer Beſchäftigung hat er an Lohn erhalten: I 
i ad 1. lh wöchentlich 15 M wonach 
(Das nicht ad 2. täglich — — e monatlich 50 M 
Zutreffende zu ee a S: A; lich 35 | 
durchſtreichen.) (einschl. freier Station im Durchschmittswerth von monatlich A): E 
ad 3. täglih 1 M 50M iii nn OR nenn 


Thatſachen, welche nach Ziffer 4 Abſatz 2 zu a oder b der Ausſührungsanweiſung vom 20. Fe⸗ 
bruar 18907) die Ausſtellung der Beſcheinigung verhindern, find nicht zur amtlichen Kenntniß der unter⸗ 
zeichneten Behörde gelangt. 

Seeburg, den 19. April 1890. 


Der Magistrat. 
(L. 8.) ( Unterschrift.) 


) Untere Verwaltungsbehörde ift der Gemeinde. (Diftriktd- 2c.) Vorſtand oder die Drtöpolizeibehörde (Amtsvor⸗ 
ſteher, Reviervorſteher ꝛc.). Bei Beſchaftigung von Seeleuten auf deutſchen Seefahrzeugen triti an die Stelle der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde im Inlande das Seemannsamt des Heimathhafens des betreffenden Schiffs. 

**) Nur dann auszufüllen, wenn die Dauer der zeitweiſen Unterbrechung eines mit einem beſtimmten 
der eingegangenen, nach der Unterbrechung wieder aufgenommenen Arbeits. (Dienft-) Verhältniſſes beſcheinigt 
werden ſoll. 

) Nur dann auszufüllen, wenn der betreffende Arbeiter am 1. Januar 1890 das 59. Lebensjahr ſchon 
vollendet hat. 

+) Siehe Rückſeite. 

Anmerkungen. I. Die Beſcheinigung erfolgt nur für die Zeit vom 1. Januar 1886 ab und nicht für die Zeit 
vor vollendetem 16. Lebensjahre. 

2. Die Ausſtellung der Beſcheinigung erfolgt gebühren⸗ und ſtempelfrei. 
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(Rückſeite.) 
Ziffer 4 Abſatz 2 zu a und b der Ausführungsanweiſung vom 20. Februar 1890 lautet: 

(Die Ausſtellung der Beſcheinigung M t abzulehnen): 

a) ſoweit es ſich um eine Beſchaftigung zu einer Zeit handelt, in welcher der Antragſteller 
Beamter des Reichs oder eines Bundesſtaats, oder ein mit Penſionsberechtigung ange⸗ 
ſtellter Beamter eines Kommunalverbandes war, oder in welcher er zu den Perſonen des 
Soldatenſtandes gehörte und dienſtlich als Arbeiter beichäftigt wurde; 

b) ſoweit ſich ergiebt, daß für die Beſchaftigung kein Lohn oder Gehalt, oder nur freier 
Unterhalt gewährt worden iſt; bei Betriebsbeamten, Handlungsgehülfen und Handlungs⸗ 
lehrlingen aber auch inſoweit, als ſich ergiebt, daß deren regelmäßiger Jahres arbeus⸗ 
verdienſt an Lohn oder Gehalt 2000 , jährlich überſtiegen hat. 


B. 


— — 


Auf Grund der 88. 156 bis 161 des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Alters verſicherung, 


vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird hierdurch beſcheinigt, daß 
(For. und Zuname, Molimort.) Adolph Lange, wohnhaft in Staden, 
geboren im Jahre 1899 zu Berlin, 
ee „Provinz X 
während des Zeitraums 
vom 27. November 1886 
bis einſchl. 1. April 1890 
als Ziegelbrenner 
bei dem Unterzeichneten in feftem Arbeits- (Dienft-) Verhältniß geſtanden hat, welches während dieſes 
Zeitraums unterbrochen worden iſt, 
vom 10. November 1887 bis einſchl. 15. Januar 1888, 
vom 1. Dezember 1889 bis einſchl. 5. Januar 1890)**) 
beſchaftigt geweſen iſt. 
(Das nicht Zutreffende zu durchſtreichen.) (An Lohn hat Lange bei dem Unterzeichneten 
1 — monatlich 45 A. 
und für die überschiessenden Tage 1 M. 50 & täg- 
lich erhalten.)) 
Staden, den 4. April 1890. 
(Unterschrift des Arbeitgebers:) 
Feurig, 
Ziegeleibesitzer. 
Vorſtehende Unterſchrift des Ziegeleibesitzers Feurig zu Staden wird hierdurch beglaubigt. 
Staden, den 4. April 1890. 
Der Gemeindevorstand. 
(L. 8.) (Unterschrift.) 


N „) Die Beglaubigun erfolgt durch eine öffentliche Behörde unter Beidrückung des Dienſtſiegels. Verpflichtet zur 
Beglaubigung iſt die spolizeibehörde und der Gemeinde- Diſtrikts) Vorſtand des Beſchäftigungsorts. 
5 ) Nur dann auszufüllen, wenn die Dauer der zeitweiſen Unterbrechung eines mit einem beſtimmten 
N eingegangenen, nach der Unterbrechung wieder aufgenommenen Arbeits- (Dienft-) Verhältniſſes beſcheinigt 
en toll. 

bollende 0 Nur dann auszufüllen, wenn der betreffende Arbeiter am 1. Januar 1890 das 59. Lebensjahr ſchon 

at. 

Anmerkungen. 1. Die Beſchelulgung erfolgt nur für die Zeit vom 1. Januar 1886 ab und nicht für die Zeit vor 
A 15 eee 3 5 h 8 

5 uöptell ber i i ühren 

f teme Ausftellung Beſcheinigung und die Beglaubigung der Unterſchrift des Ausſtellers erfolgt gebühren 


Ü, 
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Brankheitsbefcheinigung von Krankenkaffen.*) 


Auf Grund der 88. 17, 18, 158 des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird hierdurch beſcheinigt, daß 
(Vor- und Zuname, Beruf, der Schäfer Ernst Krause, wohnhaft in Oberdorf, 
Wohnort.) geboren im Jahre 1855 zu Stettin, Kreis ' 
Provinz Pommern, 
während er der unterzeichneten Krankenkaſſe (Gemeindekraukenverſicherung) angehörte, in der Zeit 
vom 10. Juli 1889 


Braunshof, den 20. Mai 1890. 


Die Allgemeine Orts-Krankenkaſſe. 
(L. 8.) ( Unterschrift.) 


(Rü df eite) 
Ziffer 4 Abſatz 2 zu a und b der Ausführungsanweiſung vom 20. Februar 1890 lautet: 
(Eine Beſchäftigung (Lohnarbeit) ift nicht anzurechnen,) 
a) ſoweit es ſich um eine Beſchäſtigung zu einer Zeit handelt, in welcher der Antragſteller 
Beamter des Reichs oder eines Bundesſtaats, oder ein mit Penſionsberechtigung ange⸗ 
ſtellter Beamter eines Kommunalverbandes war, oder in welcher er zu den Perſonen des 


Soldatenſtandes gehörte und dienſtlich als Arbeiter beſchaftigt wurde; 4 


b) ſoweit ſich ergiebt, daß für die Beſchaftigung kein Lohn oder Gehalt, oder nur freier | 
Unterhalt gewährt worden ift, bei Betriebsbeamten, Handlungsgehülfen und Handlungs⸗ 
lehrlingen aber auch inſoweit, als ſich ergiebt, daß deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt 
an Lohn oder Gehalt den Betrag von 2000 M jährlich überftiegen hat. 


) Die Krankheitsbeſcheinigung ift auszuſtellen 
a) für Mitglieder einer Krankenkaſſe leinſchließlich Gemeinde⸗Krankenverſicherung und Hülfskaffen) für die 
Zeit, in welcher fte von derſelben Krankenunterſtützung erhalten haben, i 
von dem Kaſſen vorſtande, 
b) für die Zeit, welche über die Dauer der Krankenunterſtützung hinausreicht, ſowie für Perſonen, welche einer 
derartigen Kaſſe nicht angehört haben, 
von der Gemeindebehörde. 
Wenn Thatſachen der hier bezeichneten Art amtlich bekannt find, muß die Ausſtellung der Beſcheinigung 
abgelehnt werden. 
0) Siehe Rückſeite. 
p Das nicht Zutreffende ift zu durchſtreichen. 
nmerkungen. 1. Die Beſcheinigung erfolgt nur für Krankheiten, welche in die Zeit vom 1. Januar 1886 ab 
fallen, und nicht für die Zeit vor vollendetem 16. Lebensfahre. 
2. Die Ausſtellung der Beſcheinigung erfolgt gebühren⸗ und ſtempelfrei. 
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Krankheitsbeſcheinigung von Gemeindebehörden.) 


Au Grund der 88. 17, 18, 158 des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Alters verſicherung, 
om 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird hierdurch beſcheinigt, daß 
¶ Vor- und Zuname, der Lohnkutscher Hermann Binder, 
Beruf, Wohnort.) wohnhaft in Braunshof, 
geboren im Jahr 1855 zu Feld, 
Kreis Erfurt, Provinz Sachsen, 
welcher einer Krankenkaſſe nicht angehörte, hierſelbſt) ... ) (nachdem er bereits während 
er Dauer der von der allgemeinen Orts⸗Krankenkaſſe hierſelbſt, welcher er angehörte, zu gewährenden 
ankenunterſtützung krank geweſen war, hierſelbſt noch ferner) r 


vom 15. Dezember 1889 
bis einſchließlich 20. Januar 1890 
an einer mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheit gelitten hat. 
di Der unterzeichneten Stelle ift amtlich nichts davon *) bekannt geworden, daß der Erkrankte fih 
du Krankheit vorſätzlich oder bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens, 
mo ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch ge- 
lechtliche Ausſchweifungen zugezogen hat. 
arbei Zu der Annahme, daß der Erkrankte vor dem Beginn der Krankheit in eine berufsmäßige Lohn⸗ 
eit überhaupt nicht, oder nur lediglich vorübergehend eingetreten geweſen iſt, oder daß er nicht 
urch die Krankheit verhindert worden iſt, dieſe Lohnarbeit fortzuſetzen, oder daß dieſe Lohnarbeit unter 
fer 4 Abſatz 2 zu a oder b der Ausführungsanweiſung vom 20. Februar 1890 F) gefalen ift, hat 
e unterzeichnete Stelle (keinen Grund), FF) (inſofern Grund, als die Thatſache bekannt ift, daß 


Braumshof, den 15. Februar 1890. 


Der Gemeindevorſtand. 
(TL. 8) (Unterschrift.) 


—_ 


) Die Krankbettsbeſcheinigung ift auszuſtellen 
a) für Mitglieder einer Krankenkaſſe (einſchließlich Gemeinde ⸗Krankenverſtcherung und Hülfskaſſen) für die Zeit, 
von ; in welcher fie von derſelben Krankenunterſtützung erhalten haben, 
dem Kaſſenvorſtande, 
u uj für die Zeit, welche über die Dauer der Krankenunterſtützung hinausreicht, ſowie für Perſonen, welche 
von p einer derartigen Kaſſe nicht angehört haben, 
er Gemeindebehörde. 
1 Das nicht Zutreffende iſt zu durchſtreichen. 
abgelehnt ta Wenn Thatſachen der hier bezeichneten Art amtlich bekannt find, muß die Ausſtellung der Beſcheinigung 
en. 
. Siehe Rückſeite. 
HH) Das nicht Zutreffende ift zu durchſtreichen. 


Anmerkungen. 1. Die Beſcheinigung erfolgt nur für Krankheiten, welche in die Zeit vom J. Januar 1886 ab 


fall ; 

en, und nicht für die Zeit vor vollenderem 16. Lebensjahre. 

k 3. Die Ausſtellung der Beſcheinigung erfolgt gebühren⸗ und ſtempelfrei. 
>“ 


* 


(Nückſeite.) 


Ziffer 4 Abſatz 2 zu a und b der Ausführungsanweiſung vom 20. Februar 1890 lautet: 


(Eine Beſchäftigung (Lohnarbeit) ift nicht anzurechnen,) 

a) ſoweit es fih um eine Beſchäftigung zu einer Zeit handelt, in welcher der Antragſteller 
Beamter des Reichs oder eines Bundesſtaats, oder ein mit Penſions berechtigung angeſtellter 
Beamter eines Kommunalverbandes war, oder in welcher er zu den Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes gehörte und dienſtlich als Arbeiter beſchäftigt wurde; 

b) ſoweit fih ergiebt, daß für die Beſchäftigung kein Lohn oder Gehalt, oder nur freier 
Unterhalt gewährt worden ift, bei Betriebsbeamten, Handlungsgehulfen und Handlungs- 
lehrlingen aber auch inſoweit, als ſich ergiebt, daß deren regelmäßiger Jahresarbeits verdienſt 
an Lohn oder Gehalt den Betrag von 2000 & jährlich überſtiegen hat. 


Betrifft 


die für die Innaliditäts- und Altersuerficherung ſchun jetzt zu 
beſchaffenden Uachweiſe. 


Nach dem Reichsgeſetz, betreffend die In validitäts⸗ und Alters verſicherung, vom 
22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) werden Invaliden⸗ und Altersrenten erſt nach Zurücklegung 
einer Wartezeit gewährt. Die Wartezeit beträgt für Invalidenrenten 5, für Altersrenten 30 Beitrags⸗ 
jahre; ein Beitragsjahr iſt gleich 47 Beitragswochen, d. h. Kalenderwochen, in denen die geſetzlichen 
Beiträge entrichtet worden ſind. Hiernach würden Invalidenrenten erſt nach Ablauf von nahezu fünf 
Jahren, Altersrenten erſt nach Ablauf von nahezu 30 Jahren nach dem Inkrafttreten des Geſetzes be⸗ 
willigt werden können. 

Um jedoch die Wohlthaten des Geſetzes auch denjenigen Perſonen zuzuwenden, 
welche in den erſten fünf Jahren invalide werden, oder in den erſten dreißig Jahren das 70. Lebens⸗ 
jahr überſchreiten, ſind Uebergangsbeſtimmungen getroffen worden, durch welche fuͤr dieſe Perſonen die 
Wartezeit abgekürzt wird. 

Wer nämlich in der Zeit, bevor das Geſetz in Kraft getreten iſt, — letzteres wird vorausſichtlich 
am 1. Januar 1891 geſchehen können —, in einer Beſchäftigung geſtanden hat, in welcher er Beiträge hätte 
entrichten müffen, wenn das Geſetz damals ſchon gegolten hätte, ſoll ebenſo behandelt werden, als ob er 
während dieſer Zeit Beiträge entrichtet hätte; und das Gleiche gilt für diejenigen, welche durch Krankheit 
oder militäriſche Dienſtleiſtungen an der Fortſetzung einer ſolchen Beſchäfligung verhindert worden find. 

Hierüber müffen aber Nachweiſe geliefert werden. Wer ſich die aus den Uebergangs⸗ 
beſtimmungen folgenden Vergünſtigungen ſichern will, muß daher rechtzeitig dafür Sorge tragen, daß er 
diefe Nachweiſe liefern kann, und e3 ift Vorſorge dafür getroffen, daß die Beſcheinigungen, durch welche 
dieſe Nachweiſe erbracht werden ſollen, ſchon jetzt beſchafft werden konnen. 
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Aus dem Nachfolgenden kann jid jedermann unterrichten, für welche Nachweiſe er zu ſorgen hat 
und auf welche Weiſe er ſich dieſelben verſchaffen kann. 


> J. Eine Beſchäftigung Arbeits- oder Dienſtverhältniß), welche nach dem Geſetz 
die Verſicherungspflicht mit der Verpflichtung, Beiträge zu entrichten, begründet, welche 
alfo während der Uebergaugszeit auf die Wartezeit auch dann angerechnet wird, wenn fie in der Zeit 
vor dem Jukrafttreten des Geſetzes beſtanden hat und demgemäß Beiträge für dieſelbe nicht entrichtet 
worden ſind, liegt dann vor, wenn es ſich handelt 
um eine gegen Lohn oder Gehalt, nicht blos gegen freien Unterhalt, gewährte Veſchäftigung 
als Arbeiter, Gehülfe, Geſelle, Lehrling oder Dienſtbote, 
als Perſon der Schiffs beſatzung deutſcher Seefahrzeuge oder von Fahrzeugen der 
Binnenſchiffahrt, 
als Betriebsbeamter, Handlungsgehülfe oder Handlungslehrling, hier jedoch 
nur dann, wenn der regelmäßige Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 2000 , 
nicht überſteigt. 
Zu den die Verſicherungspflicht begründenden Beſchäftigungen gehören nicht: 
die Beſchäftigung in Apotheken als Gehülfe oder Lehrling; 
die Beſchäſtigung der Beamten des Reichs und der Bundesſtaaten, der dienſtlich als Arbeiter 
beſchäftigten Perſonen des Soldatenſtandes und der mit Penſionsberechtigung angeftellien 
Beamten von Kommunalverbänden. 
(88. 1, 3 Abſ. 2, 4 Abſ. 1.) Jede in Betracht zu ziehende Beſchäftigung muß jedoch in die Zeit nach 
Vollendung des 16. Lebensjahres fallen ($. 1), und der Beſchäftigte darf während der Beſchäftigung 
nicht bereits nahezu erwerbsunfähig, d. h. derart in ſeiner Erwerbsfähigkeit beſchränkt geweſen ſein, daß 
er in Folge ſeines körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes dauernd nicht mehr im Stande war, durch eine 
ſeinen Kräften und Fähigkeiten entſprechende Lohnarbeit mindeſteus ein Drittel des für den Beſchäfti⸗ 
gungsort nach F. 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
Tagearbeiter zu verdienen ($. 4 Abſ. 2). 


2 IT. Die Nachweiſe, welche für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes zur 
Sicherung von Invaliden- oder Altersrenten von Wichtigkeit werden konnen, find folgende: 


í 1. Der Nachweis über die Dauer jeder unter Ziffer! fallenden Beſchäftigung, welche in der 
Zeit nach dent 1. Januar 1886 — ſchon von dieſem Zeitpunkt ab können derartige Nachweiſe möglicher⸗ 
weiſe nützlich ſein — oder doch vom November 1886 ab bis zu dem Tage, mit welchem das Geſetz 
demnächſi in Kraft treten wird, ausgeübt worden ift, weil hiervon der Anſpruch auf Juvaliden⸗ oder 


Altersrenten abhängig ſein kann; 


2. in ſolchen Fällen, in denen die Beſchäftigung in einem feſten Arbeits- oder Dienſtverhältniß 
zu einem beſtimmten Arbeitgeber beſtanden hat, aber zeitweiſe unterbrochen und demnächſt wieder 
aufgenommen worden iſt, ein beſonderer Nachweis auch über die Dauer dieſer Unterbrechung, weil 
ie letztere, wenn fie nur nicht über 4 Monate im Jahr betragen hat, als Beſchäftigungszeit mitgerechnet 
wird. Dieſe Beſtimmung kommt insbeſondere den ſogenannten „Saiſonarbeitern“ zu ſtatten, d. h. ſolchen 
erſonen, deren Beſchäftigung, wie z. B. diejenige der Maurer, Winzer u. a., ihrer Natur nach in 
gewiſſen Zeiten des Jahres Unterbrechungen erleidet. Stehen ſolche Perſonen zu beſtimmten Arbeitgebern 
in feſten Arbeits verhältniß, ſodaß fie nach ſolchen Unterbrechungen regelmäßig in die Arbeit bei ihm 
zurückkehren, ſo werden dieſe Zwiſchenzeiten, ſoweit ſie im Jahr nicht über 4 Monate betragen haben 
und nicht durch anderweite Lohnarbeit ausgefüllt worden ſind, als Beſchäftigungszeit mitgerechnet. 


Wichtig ſind ferner: 


„ 3. Für alle diejenigen Perſonen, welche am 1. Januar 1890 das 59. Lebensjahr ſchon 
zurückgelegt haben, Nachweiſe über die Höhe des Lohnes, welchen ſie in ihren verſchiedenen 
Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſen feit dem 1. Januar 1888 bezogen haben, weil von der durchſchnittlichen 
Höhe dieſes Lohnes für fic die Hohe der Altersrente abhängt; 
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4. Nachweiſe über die Dauer jeder mit Erwerbs unfähigkeit verbundenen Krankheit, 
durch welche Jemand nach dem 1. Jannar 1886 (oder doch November 1886) verhindert worden iſt, eine 
berufsmäßige Beſchäftigung der unter Ziffer I gedachten Art, welche er damals nicht lediglich vorüber- 
gehend aufgenommen hatte, fortzuſetzen, wenn eine ſolche Krankheit mindeſtens 7 auf einander folgende 
Tage gedauert hat. Ausgenommen ſind jedoch ſolche Krankheiten, welche der Betheiligte ſich vorſätzlich 
oder bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens, durch ſchuldhaſte 
Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch geſchlechtliche Aus⸗ 
ſchweifungen zugezogen hat, denn derartige Krankheiten gelten niemals als Beitragszeit; 


5. Nachweiſe über jede militäriſche Dienſtleiſtung im Heere oder in der Marine, zu welcher 
Jemand nach dem 1. Januar 1886 (oder doch November 1886) behufs Erfüllung der Wehrpflicht heran- 
gezogen iſt, wenn er durch dieſelbe verhindert worden iſt, eine berufsmäßige Beſchäftigung der unter 
Ziffer I gedachten Art, welche er damals nicht lediglich vorübergehend anfgenommen hatte, fortzuſetzen. 

l Von dieſen Nachweiſen folen diejenigen über militäriſche Dienftleiftungen (5) durch die Militär- 
papiere geführt werden. Die übrigen Nachweiſe müſſen in der Regel durch beſondere Beſcheini— 
gungen geführt werden, welche gebühren- und ſtempelfrei find und die fih Jedermann ohne große 
Mühe ausſtellen laſſen kann. Dies ergiebt ſich aus Folgendem: 


Zu 1. Der Nachweis einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung (vergl. Ziffer I) und ihrer 
Dauer kann auf zweierlei Weiſe geführt werden: 

entweder durch eine Beſcheinigung der unteren Verwaltungsbehörde desjenigen Orts, an 
welchem die Beſchäftigung ſtattgefunden hat. Handelt es ſich um eine Beſchäftigung als 
Seemann auf deutſchen Seeſchiffen, ſo tritt an die Stelle der unteren Verwaltungsbehörde 
im Inlande das Seemannsanıt des Heimalhhafens des betreffenden Schiffs. Als untere 
Verwaltungsbehörden ſind die Ortspolizeibehörden und die Vorſtände der Ge— 
meinden beſtellt; 

oder durch Beſcheinigungen des betreffenden Arbeitgebers, welche aber von einer öffent: 
lichen Behörde beglaubigt ſein müſſen. 

Wer in der ganzen Zeit, über welche er Nachweiſe beibringen will, nur bei einem Arbeitgeber 
oder bei wenigen beſchäftigt geweſen iſt, braucht ſich nur von dieſem Arbeitgeber oder, wenn es mehrere 
find, von jedem derſelben eine Beſcheinigung, in welcher Anfang und Ende der Beſchäftigung bei ihm 
nach dem Datum angegeben find, ausſtellen und die Unterſchrift von dem Gemeindevorſteher oder der 
Polizei⸗ oder einer anderen öffentlichen Behörde beglaubigen zu laſſen. i 


Hat Jemand aber in der Zeit, über welche er Nachweiſe haben will, bei einer größeren Zahl 
von Arbeitgebern in Beſchäftigung geſtauden, fo wird er wohl thun, die Beſcheinigungen ſämmtlicher 
Arbeitgeber dem Ortsvorſteher oder der Polizeibehörde vorzulegen und ſich von dieſen eine Beſcheinigung 
über ſämmtliche Arbeits verhältniſſe, in welchen er geſtanden hat, geben zu laffen. Er braucht dann ſtatt 
der mehreren Beſcheinigungen der Arbeitgeber nur die eine des Gemeindevorſtehers oder der Polizeibehörde 
aufzubewahren. Ebenſo wird zu verfahren ſein, wenn der Arbeitgeber oder die Arbeitgeber, bei welchen 
Jemand in Arbeit geſtanden hat, nicht mehr leben oder fouft behindert find, ihrerſeits eine Beſcheinigung 
auszustellen, das Arbeitsverhältniß aber dem Gemeindevorſteher oder der Polizeibehörde bekannt ift oder 
auf irgend eine Art nachgewieſen werden kann. t 


Zu 2 und 3. Dieſe Nachweiſe werden zweckmäßig ebenſo geführt, wie diejenigen unter 1. 


Zu 4. Ueber die Dauer einer Krankheit (Ziffer 4), während welcher der Erkrankte von einer 
Orts⸗, Betriebs⸗(Fabrik), Baus, Innungs⸗Krankenkaſſe, von einer Kuappſchaftskaſſe, aus der Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung, von einer eingeſchriebenen oder einer auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errich⸗ 
teten Hülfskaſſe Krankenunterſtützung bezogen hat, hat der Kaſſeu vorſtand Beſcheinigungen auszuſtellen; 
für diejenige Zeit aber, welche über die Dauer der von der betreffenden Kaſſe zu gewährenden Kranken⸗ 
unterſtützung hinausreicht, ſowie für diejenigen Erkrankten, welche einer derartigen Kaſſe während 
ihrer Krankheit nicht angehört haben, erfolgt die Beſcheinigung durch den Gemeindevorſtand (§. 18 
Abſ. 1). Für die in Reichs⸗ und Staatsbetrieben beſchäftigten Perſonen können dieſe Beſcheinigungen 
auch durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde ausgeſtellt werden (§. 18 Abf. 2). 


Zei 


ASPER + 


{ III. Aus dem Vorſtehenden ergiebt fih, daß alle Perſonen, welche nach Vollendung des 16. Lebens- 
jahres feit dem Jahre 1886 eine Beſchäftigung der in Ziffer 1 bezeichneten Art ausgeübt haben und 
während derſelben nicht bereits in dem daſelbſt angegebenen Maße in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt 
waren, ein dringendes Intereſſe daran haben, die Nachweiſe über die Dauer der vor— 
bezeichneten, vor dem Inkrafttreten des Geſetzes durchlebten Arbeits- oder Dienftverhält- 
niſſe, Krankheiten, militäriſchen Dienſtleiſtungen, Unterbrechungen eines mit einem beſtimmten Arbeitgeber 
eingegangenen Dienſtverhältniſſes ſich rechtzeitig zu ſichern und für deren ſorgfältige Aufbe- 
wahrung Sorge zu tragen. Das gleiche Intereſſe haben die vorbezeichneten Perſonen, 
ſofern ſie am 1. Januar 1890 das 59. Lebensjahr ſchon vollendet hatten, an der recht- 
zeitigen Beſchaffung und ſorgfältigen Aufbewahrung der Nachweiſe über die Höhe des 
Lohns, welchen fie während der feit dem Jahre 1888 durchlebten Arbeits- oder Dienſt— 
verhältniſſe thatſächlich bezogen haben. 


Denn Niemand kann wiſſen, ob er nicht das Unglück haben wird, bald nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes invalide zu werden. Tritt dies aber ein, fo konnen diejenigen Perſonen, welche in der Bez 
ſchaffung und Aufbewahrung dieſer Kchweiſe nachläſſig geweſen find, in Folge ihrer Nachläſſigkeit die 
Vortheile der Uebergangsbeſtimmungen' und damit den Anſpruch auf Invalidenrente leicht verlieren. Aehn⸗ 
liche Verluſte drohen hinſichtlich des Anſpruchs auf Altersrente oder deren Höhe. Zur Erläuterung mögen 
die folgenden Beispiele dienen: 


Beiſpiele. 


5 a) Ein Arbeiter, welcher zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes, alſo etwa am 1. Januar 1891, 
in einem Arbeits- oder Dienſtverhältniß der in Ziffer I gedachten Art ſteht, dieſes Verhältniß mindeſtens 
47 Wochen hindurch fortſetzt und demgemäß die geſetzlichen Beiträge entrichtet, wird etwa in der 
52. Woche auf der Straße von einem herabfallenden Ziegel getroffen oder von einer ſchweren Krankheit 
befallen und dadurch erwerbsunfähig. Er würde dann nach der Regel des Geſetzes keinen Anſpruch 
auf Invalidenrente haben, weil er noch nicht während der vorgeſchriebenen Wartezeit von 5 x 47 
= 235 Wochen Beiträge entrichtet hat. Trotzdem wird ihm eine Invalidenrente gewährt, wenn 
er nachweiſen kann, daß er vor dem Inkrafttreten des Geſetzes und innerhalb der letzten 5 Jahre vor 
dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit, alſo in der Zeit vom Beginn des Jahres 1887 bis zum Schluß 
des Jahres 1890, thatſächlich während ſo vieler Wochen, als ihm an der Zahl von 235 Beitragswochen 
fehlen, alfo während 235—47 — 188 Wochen in einem Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniß der in Ziffer ! 
bezeichneten Art geſtanden oder in einer, ſolchem Arbeits- oder Dienſtverhältniß gleich geachteten Lage 
(Krankheit, Militärverhältniß, Unterbrechung eines ſtehenden Arbeitsverhältniſſes zu einem beſtimmten Ar⸗ 
beitgeber) ſich befunden hat. Sofern er dieſen Nachweis führen kann, erhält er, je nachdem für 
für ihn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes Beiträge zur 1., 2., 3. oder 4. Lohnklaſſe entrichtet worden 
find, eine jährliche Invalidenrente von 110,94, beziehungsweiſe 112,32, beziehungsweiſe 114,28, beziehungs⸗ 
weiſe 116,1 M, obwohl er an Beiträgen zur Invaliditäts- und Alters verſicherung aus eigenen Mitteln 


2 . í re 0 4 
imsgeſammt nur 47 X 55 = 3,99 M, beziehungsweiſe 47 X = — 4,70 M, beziehungsweiſe 47 X 3 
= 5,64 A, beziehungsweiſe 47 X = 17,05 M. entrichtet hat. Dieſen großen Gewinn verſcherzt ſich 


der Verſicherte durch eigene Nachläſſigkeit, wenn er nicht für Beſchaffung und Aufbewahrung der bezeich— 
neten, für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes erforderlichen Nachweiſe geſorgt hat. 


b) Ein Arbeiter, welcher bei dem Inkrafttreten des Geſetzes (1. Januar 1891) über 40, alſo 
am 1. Januar 1890 über 39 Jahre alt war, erreicht das zum Bezuge der Altersrente berechtigende 
TAB Lebensjahr, nachdem er feit dem Inkrafttreten des Geſetzes etwa 100 Wochen hindurch in einem die 
Verſicherungspflicht begründenden Arbeits- oder Dienſtverhältniß (vergl. Ziffer I) geſtanden und die geſetz⸗ 
lichen Beiträge entrichtet hat, etwa am 10. Januar 1894. Er hat denigemäß die für die Altersrente vor⸗ 
geſchriebene Wartezeit von 30 x 47 — 1410 Beitragswochen noch nicht erfüllt und aus dieſem Grunde 
an fih keinen Anſpruch auf Altersrente. Trotzdem wird ihm eine Altersrente gewährt, wenn 
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er nachweiſen kann, daß er während der dem Jukrafltreten des Geſetzes unmittelbar vorangegangenen 
3 Kalenderjahre, alſo in der Zeit vom Beginn des Jahres 1888 bis zum Schluß des Jahres 1890, ins⸗ 
geſammt mindeſtens 141 Wochen hindurch thatſächlich in einem Arbeits- oder Dienſtverhältniß der in 
Ziffer I bezeichneten Art geſtanden, oder in einer, ſolchem Arbeitss oder Dienſtverhältniß gleichſtehenden 
Lage (Krankheit, Militärverhältniß, Unterbrechung eines ſtehenden Arbeitsverhältniſſes zu einem beſtimmten 
Arbeitgeber) ſich befunden hat. 


Kann der Verſicherte nicht gleichzeitig auch die Höhe des während dieſer 141 Wochen vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes von ihm bezogenen durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes nachweiſen, 
jo kommt bei Bemeſſung der Höhe der Altersrente fir die ganze vor deut Inkrafttreten des Geſetzes zu 
berückſichtigende Zeit nur die niedrigſte Lohnklaſſe in Rechnung. Die jährliche Altersrente beträgt dann, 
wenn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes die Beiträge der 2. Lohnklaſſe entrichtet find, nur 50 M. 
+ (100 x 6) 43 + 1410 — 100) x 4| 3 = 108,0 M. Kann der Verſicherte dagegen nach- 
weiſen, daß in den bezeichneten 141 Wochen ſein durchſchnittlicher Jahres⸗Arbeitsverdienſt nicht in die 
niedrigſte, ſondern etwa in die 2. Lohnklaſſe gefallen iſt, ſo bemißt ſich die Höhe der jährlichen Altersrente 
ſchon auf 50 M. + (100 & 6) 5 -+ (1410 — 100) x 6] B = 134,60 M 

Der Verſicherte ſchädigt fid alfo, wenn er unterläß für Beſchaffung und Aufbewahrung 
des Nachweiſes über die Dauer feiner bisherigen Arbeitsthätigkeit zu forgen, durch eigene Nachläſſigkeit 
um den jährlichen Betrag von 108,0 /., und wenn er es unterläßt für Beſchaffung und Aufbewahrung 
auch der Nachweiſe über die früher bezogene Lohnhöhe zu jorgen, immer noch um jährlich (134,0 — 108,40) 
26,20 M. 

Es wird daher allen Perſonen, welche eine Beſchäftigung der in Ziffer I aufgeführten Art gegen⸗ 
wärtig ausüben, „in ihrem eigenen Jutereſſe dringend empfohlen, für die baldige Be⸗ 
ſchaffung und ſorgfältige Aufbewahrung der unter Ziffer ell bezeichneten Nachweiſe Sorge 
zu tragen“. 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin, 


